
Aktenzeichen: 8 AZR 639/93 
Bundesarbeitsgericht 8. Senat Urteil vom 16. Februar 1995 

- 8 AZR 639/93 -
I. Arbeitsgericht Dresden

II. Landesarbeitsgericht Chemnitz

Urteil vom 05. August 1992
- 6 Ca 894/91 -
Urteil vom 28. Juli 1993- 6 (2) Sa 166/92 -

Für die Amtliche Sammlung: 
Für die Fachpresse : 
Für das Bundesarchiv :

Ja
Ja
Nein N

1

Entscheidungsstichwort:
Stellung Betriebsgewerkschaft-DDR vor erster Personalrats­
wahl

Gesetz:
KSchG-DDR § 1; PersVG-DDR § 79, § 116 b; Gesetz über die 
Inkraftsetzung von Rechtsvorschriften der Bundesrepublik 
Deutschland in der Deutschen Demokratischen Republik vom 
21. Juni 1990 (sog. Mantelgesetz, GBl.-DDR I S. 357) § 30; 
Verordnung zu Übergangsregelungen bis zur erstmaligen Wahl 
der Betriebsräte nach dem Betriebsverfassungsgesetz vom 
11. Juli 1990 (GBl.-DDR I S. 715)

Leitsätze;
Bei Kündigungen im öffentlichen Dienst der DDR nach dem 1. Juli 1990 waren die Betriebsgewerkschaftsleitungen nicht 
zu beteiligen. Die bis zur erstmaligen Wahl der Betriebsräte 
geltende Übergangsregelung ist mangels "planwidriger Rege­
lungslücke" im öffentlichen Dienst bis zur erstmaligen Wahl 
eines Personalrats nicht entsprechend anzuwenden.
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8 AZR 639/93
6 (2) Sa 166/92 Chemnitz Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
16. Februar 1995 Urteil
Höhmann,
Reg.-Hauptsekretärinals Urkundsbeamtin In Sachen
der Geschäftsstelle

PP-

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund dar münd­
lichen Verhandlung vom 16. Februar 1995 durch den Vorsitzenden 
Richter Dr. Ascheid, die Richter Dr. Wittek und Dr. Müller~Glöge 
sowie den ehrenamtlichen Richter Schömburg und die ehrenamtliche
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Richterin Iskra für Recht erkannt:
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Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Chemnitz vom 28. Juli 1993 
- 6' (2 ) Sa 166/92 - wird zurückgewiesen.
Die Klägerin hat die Kosten der Revision zu tra­gen.

V o n R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten darüber, ob bei einer Kündigung im öf­
fentlichen Dienst vor der ersten Personalratswahl in der ehemali­
gen DDR die gewählte Betriebsgewerkschaftsleitung (BGL) zu betei­
ligen war.

Die 1951 geborene Klägerin war seit 1977 im Bezirksinstitut 
für Veterinärwesen Dresden (BIV) in der Großtierabteilung der 
Tierklinik als Tierpflegerin beschäftigt. Mit Schreiben vom 
10. August 1990 kündigte der Direktor des Instituts das Arbeits­
verhältnis der Klägerin zum 31. Oktober 1990 wegen Auflösung der 
Großtierabteilung. Zu diesem Zeitpunkt bestand beim BIV kein nach 
den Vorschriften des PersVG-DDR gewählter Personalrat, sondern 
lediglich die von den Gewerkschaftsmitgliedern des BIV gewählte 
BGL.

Am 30.,September 1990 wurde die Großtierabteilung der Tier­
klinik des BIV als staatliche Einrichtung aufgelöst. Das BIV 
wurde in die staatliche Veterinärverwaltung des Beklagten über-
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führt.
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Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, die Kündigung sei 
schon aus personalvertretungsrechtlichen Gründen unwirksam. Das 
BIV hätte vor Ausspruch der Kündigung die nach demokratischen 
Grundsätzen gewählte BGL beteiligen müssen. Im übrigen sei die 
Kündigung sozialwidrig.

Die Klägerin hat, soweit in der Revision erheblich, bean­
tragt

festzustellen, daß das Arbeitsverhältnis der Par­
teien durch die Kündigung vom 10. August 1990 nicht zum 31. Oktober 1990 aufgelöst worden sei, 
sondern zu unveränderten Bedingungen fortbestehe.

Der Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Er hat vorgetragen, die Kündigung sei durch dringende be­
triebliche Erfordernisse gerechtfertigt. Der Arbeitsplatz der 
Klägerin in der Großtierabteilung sei weggefallen. Die Großtier­
abteilung hätte geschlossen werden müssen, weil die Aufgaben die­
ser Abteilung künftig von frei niedergelassenen Tierärzten wahr­
genommen würden. Einen Personalrat habe es zur Zeit der Kündigung 
beim BIV nicht gegeben. Einer Anhörung der BGL habe es nicht be­
durft .

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung zurückgewiesen. Mit der Revision 
verfolgt die Klägerin ihr Klagebegehren weiter.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision der Klägerin ist unbegründet. Das Landesar­
beitsgericht hat die Kündigung zu Recht für wirksam erachtet.

1. Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht angenommen, die Kün- 
digung sei durch dringende betriebliche Gründe gerechtfertigt ge­
wesen.

Nach § 1 Abs. 2 Satz 1 des seit dem 1. Juli 1990 auch in der 
ehemaligen DDR geltenden Kündigungsschutzgesetzes (§ 54 Abs. 2 
AGB-DDR) ist eine Kündigung sozial gerechtfertigt, wenn sie durch 
dringende betriebliche Erfordernisse, die einer Weiterbeschäfti­
gung des Arbeitnehmers in diesem Betrieb entgegenstehen, bedingt 
ist. Durch die nicht zu beanstandende Stillegung der Großtieralp­
teilung ist der Arbeitsplatz der Klägerin weggefallen. Eine an­
derweitige Beschäftigungsmöglichkeit (§ 1 Abs. 2 KSchG) oder eine 
fehlerhafte Sozialauswahl (§ 1 Abs. 3 KSchG) hat die Klägerin 
nicht dargelegt. Dagegen wendet sich die Revision auch nicht.

2. Zu Unrecht vertritt die Revision die Auffassung, die Kündi­
gung sei aus personalvertretungsrechtlichen Gründen unwirksam.

a) Nach § 79 Abs. 4 PersVG-DDR ist eine Kündigung unwirksam, 
wenn der Personalrat nicht beteiligt worden ist. Hieraus kann die 
Klägerin jedoch keine ihr günstige Rechtslage herleiten, weil bis 
zum Zugang der Kündigung am 22. August 1990 kein Personalrat auf-
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grund der Vorschriften dieses Gesetzes gewählt worden war. Zwar 
schrieb § 116 b Abs. 2 Nr. 1 PersVG-DDR vor, daß die "erstmaligen 
Wahlen nach diesem Gesetz ... in der Zeit vom 13. August bis 
12. Oktober 1990" stattfinden. In der Dienststelle des früheren 
BIV kam es aber erst am 6. November 1990 zur Wahl eines Personal­
rates auf der Grundlage des PersVG-DDR. Ein Personalrat im Sinne 
des § 79 PersVG-DDR konnte deshalb vor der am 22. August 1990 zu­
gegangenen Kündigung nicht beteiligt werden.

b) Die Klägerin kann sich demgegenüber nicht mit Erfolg auf die 
Beschlußvorlage des Ministerrats der DDR vom 4. Juli 1990 beru­
fen. Danach sollten bis zur Konstituierung der nach dem PersVG- 
DDR neugewählten Personalvertretungen die am 1. Juli 1990 beste­
henden Arbeitnehmervertretungen in ihrer Funktion bestätigt blei­
ben, wenn sie nach demokratischen Grundsätzen in geheimer und un­
mittelbarer Wahl von der Mehrheit der Beschäftigten der Dienst­
stelle gewählt worden waren. Diese Beschlußvorlage ist nämlich, 
worauf das Landesarbeitsgericht bereits zu Recht hingewiesen hat, 
nicht geltendes Recht geworden. Im Unterschied zur Verordnung vom 
11. Juli 1990 zu Übergangsregelungen bis zur erstmaligen Wahl der 
Betriebsräte nach dem Betriebsverfassungsgesetz (GBl.-DDR I
S. 715) ist eine Übergangsregelung für den Bereich des Personal­
vertretungsrechts nicht im Gesetzblatt der DDR veröffentlicht 
worden und damit nicht in Kraft getreten.

c) Die Beteiligung der BGL als Arbeitnehmervertretung kann ent­
gegen, der Auffassung der Revision auch nicht aus einer entspre­
chenden Anwendung der für die Betriebsratswahlen geltenden Ver-
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Ordnung vom 11. Juli 1990 für den Bereich des öffentlichen Dien- 
stes hergeleitet werden.

Der Senat hat in seiner Entscheidung vom 12. November 1992 
(- 8 AZR 232/92 - AP Nr. 1 zu § 30 MantelG DDR, auch zur Veröf­
fentlichung in der Amtlichen Sammlung vorgesehen, zu II der Grün­
de) offen gelassen, ob bis zur Wahl eines Personalrats nach dem 
PersVG-DDR vom 22. Juli 1990 die im öffentlichen Dienst der ehe­
maligen DDR gewählte BGL die Arbeitnehmerinteressen wahrzunehmen 
hat. Da in dem Fehlen einer Übergangsregelung für den öffentli­
chen Dienst keine planwidrige Regelungslücke zu sehen ist, können 
§ 30 des Gesetzes über die Inkraftsetzung von Rechtsvorschriften 
der Bundesrepublik Deutschland in der Deutschen Demokratischen 
Republik vom 21. Juni 1990 (sog. Mantelgesetz, GBl.-DDR I S. 362) 
und die Verordnung zu Übergangsregelungen bis zur erstmaligen 
Wahl der Betriebsräte nach dem Betriebsverfassungsgesetz vom 
11. Juli 1990 (GBl.-DDR I S. 715) nicht entsprechend angewendet 
werden.

Eine analoge Anwendung der Übergangsregelung bis zur erstma­
ligen Wahl der Betriebsräte käme für den öffentlichen Dienst nur 
in Betracht, wenn der Gesetzgeber nicht bewußt von einer Über­
gangsregelung für den öffentlichen Dienst abgesehen hätte. Die 
analoge Gesetzesanwendung setzt nämlich eine "Gesetzeslücke" im 
Sinne einer "planwidrigen Unvollständigkeit" der fraglichen 
Rechtsnorm voraus (vgl. Larenz, Methodenlehre der Rechtswissen­
schaft, 6. Auf1., S. 373). Eine der Verordnung vom 11. Juli 1990 
entsprechende Übergangsregelung ist für den öffentlichen Dienst 
jedoch bewußt nicht getroffen worden.
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Bereits die Existenz der für den öffentlichen Dienst beste­
henden Beschlußvorlage des Ministerrats der DDR vom 4. Juli 1990 
verdeutlicht, daß dem Gesetzgeber das Problem einer Übergangszu­
ständigkeit von Personalvertretungen im Bereich des öffentlichen 
Dienstes der früheren DDR nicht entgangen war. Da er eine der 
Übergangsvorschrift für Betriebsräte entsprechende Regelung für 
den öffentlichen Dienst gleichwohl nicht in Kraft gesetzt hat, 
folgt hieraus, daß der Gesetzgeher von einer gleichförmigen Ver­
leihung von Übergangskompetenzen für die bisher gewählten Arbeit­
nehmervertretungen innerhalb des bereits auf eine Umbildung zu­
steuernden öffentlichen Dienstes bewußt abgesehen hatte.

Dem steht die Erläuterung der Bundesregierung zum Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 18. Mai 1990 über die Schaffung 
einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Bun­
desrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik 
(BT-Drucks. 11/7171 S. 111) nicht entgegen. Wenn es dort heißt, 
daß die "sofortige ... Geltung" des Bundespersonalvertretungsge­
setzes im Bereich der früheren DDR vermeiden sollte, "daß bis zu 
einem Abschluß des Anpassungsprozesses ein beteiligungsfreier 
Raum entsteht", so sagt das für sich genommen über die Schaffung 
von Übergangsregelungen mit dem Ziel der vorübergehenden Legiti­
mation bisheriger Betriebsgewerkschaftsleitungen für den Bereich 
des öffentlichen Dienstes nichts aus.

Die Absicht des Gesetzgebers, das personalvertretungsrecht­
liche Übergangsrecht zwischen öffentlichem Dienst und privater 
Wirtschaft unterschiedlich zu regeln, kommt allerdings in den un-
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terschiedlichen Terminen der ersten Personalratswahlen und der 
ersten Betriebsratswahlen in den neuen Bundesländern zum Aus­
druck. Während § 30 Nr. 3 MantelG die WahJ. von Betriebsräten im­
merhin bis 30. Juni 1991 ermöglichte, bestimmte S 116 b Abs. 2

. -4 "r 'Nr. 1 PersVG-DDR für die'erstmaligen Wahlen von Personalräten die 
Zeit "vom 13. August bis 12. Oktober 1990". Das PersVG-DDR hat 
die erstmaligen Wahlen von Arbeitnehmervertretungen des öffentli­
chen Dienstes damit gegenüber dem Regelungsmödell des Betriebs­
verfassungsgesetzes weit vorgezogen und so das Obergangsproblem 
auf diese Weise entschärft.

3. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs, 1 ZPO.

Ascheid Dr. Wittek Müller-Glöge
Schömburg R. Iskya

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

